
'Regierungsvorlage 

"Bundesgesetz vom , '1917., mit] mindestens 30 Wochenstunden oder in mehreren 
dem das '~chüleibeihllfengesetz ,geändeft: tUnterrikhtsjahren insgesamt' 'nUndestens >1200 

wird t Unterrichtsstunden, hievon 'in :jedemvdUen 
I Unterrichtsjahr jedoch mindestens '500 Unter-

Der Nationalrat 'hat >hesclilossen: i richtsstunden, in den 'PfliChtgegenständen 'um­
I f'assen. LU den Schulen :jm 'Sinne dieses "Buncles-

,Ariikel'I 1 gesetzes zählen auch 'die ;öffentlichen und ;nUt 

Artikel1I -des :Schülerbeihilfeq.gesetzes" <BGin.l a~m 'Gffentl~~hkeitsre2h~ I a~sges_tatte~~,n y 0l\~e­
'Nr. 25~II19iH, in "der ,Eas!luqg !der .Bunde&ges6tzel relt~~?,slehrgange der, lYkadeffilen .fur Sozlil­
BGBL Nr. 285/1972 und 183/1974 wird wie folgt aTbelt . 

. geändert: 2. n,er erste Satz des'§:3,1>\.bs. 1 :hat'zu'lauterr: 

1. § 1 Abs. 4 hat zu lauten: , "Für .d!e Beurteilu~g . der 'Bedürfii~keit sind 
. ..' , der 'Familienstand, das Einkommen und das Ver-

,,(4) AI,S Polytechrusche' Lehrgallge,' .mlttlerel mögen der nach § 6 bzw '§'8 zu lberücksichtigen­
Schulen und höhere Schulen in: Sipne dieses .den P.el:son~n 'maßgehend;" 
'Bundesgesetzes gelten ,die 'entspl1echenden 'öffent-
'lichen 'oder mit '{lem rO'ffentlrchkeitsrecht 'ausge-! .3. ,l)em ~§ 3 Abs. 2 list anzufügen: 
statteten S~hulen 'einer ;im Schulorgariisations-J " '" , '". ,,' ' 
.gesetz, :BGBl. Nr.2l:J.2/1962 in ,der geltenden' ?.'Ber NachweiS 'des 'Vermogen&der. zur :Ve;-
.RassWlg, oder.im Le:nd- und.forst,wirtschaftlichen! '~o?ensteuer :eranlagten. Pers~nen ,1st ,d~rch 
Bundesschulgesetz, ,BGBL Nr. 175f:19()(j ,in der: V0rlag~ '(les ·z.uletzt zuges~ellt~~ Steuerbesc~~ldes 
geltenden Fassung, geregelten Schulart einschließ-!ZU ·erbnqge~.lperson~n,dle ruchLz,ur ;ry erm~gen­
'lich jder :Sonderformen der ~höheren fSchdlen 'so-: ·steuer·veranlagt weräen, haben ~tne -Erklarung 
wie die Forstfachschulen im Sinne des :Forst-! 'abzugeben, daß das ;nach ,§ '4:a ,dieses :Bund~~ge­
gesetzes 1975, BGBL Nr. 440/1975. Ferner gelten: ~~tzes ~aßgebende V~r~ögen 300,000 .Srucht 
als Schulen 'im Sinne ,dieses 'Bundesgesetzes ~diei tlbers~~lgt. Personen, die .1m Inland 1m Sinne des 
öffentlichen od r mit dem Öffentlichkeit hti Vermogensteuergesetzes 1954, 'EGBL Nr. -192/ 

e , srec . f95/A' d lt d F ' '. h d 'b 
ausgestatteten Sonderfolimen der mittleren Scihu-! . ~?n er ge ~,n en, assu.n~, ru.c t? er nur e-
Jen:im Sinne .des Schulorganisationl1gesetzes" die: schr~n~t .. v~rmogenste~~rpfhcht1g, ,~tnd~ haben 
öffentlichen oder mit dem Öffentlicl1keitsrechtl das auslandische Vermogen der Hohe nach zu 
au&-gestatteten land- und forstwirtschafdiChen! erklären." . 
Fachschulen ,im .sinne ,des Art. 14,a ,Abs . .2 lit . .ci 4. 'Die Einleitung des :.§ '4.i\bs. 3 ;hlit .zu :lauten: 
desBundes-V.erfassuqg~gesetzes .in .der ,Fassuqgi ',' . ". ','. 
von 1929 .und des Bundesgesetzes betreffend .diel "Bel Berechnung ,des Einkommens haben, biS 
Grundsätze für Jand- :und forstwirtschaftlichei zum Höchstausmaß von -ins gesamt '10 '000 . S jähr­
Fachschulell"BGBl. Nr.0320/1975, die öffenilichenllich.außer Betracht zu ·Bleiben:". 
oder mit .dem 'Öffentlichkeitsl1echt a~gestatteten . . .. 
Schulen.im Sinne deslBundesgesetzes über,Schulen, .5. Na<ih,§4 lSt'fo!gender:§ 4,a.elflzufqgen: 
zur ,Ausbildung von Leibeserziehern und ~port-I V ... 
'lehrenn, IBGBL .Nr.140/1974,sowie.die den.mitt-l " ermog,~,n 
leren und höheren Schulen vergleichbaren mit deml ,§ '4'a. :p) ';vierm@gen :im .sinne dieses ißundes­
t(b~e:ritlich~eit~recbt :<auS'~estitttaten~ri;v;atsch~lenl,g~~~tz~ ist; :bai ,u1ihesChr~rikt 'V;enm~gel1steuer­
'tn1t C)l1gafl!lsatunnsstl1tut .(§ 14 ...-Albs. :2 .des IPrr.v:a:t-: ;pflichtrgen (§ 11A:bs. 1 :Z . .1 des V:et;mqgensteuer­
'Sdnilgesetzes, :B,Q:Bl. ,!SJ'J;. :2*4!/.J:962), ljewei:ls' unter! ;gesetzes ;19511) .clns :steutitpflidhtirge Vetmögen 
<derWorauss~tzung,.:.daß sieent!w.eder in leim:m! fim ~Sinne rdes ~ 17 3.. 1 Mt .. ll :des Nle'.ßIDögenst6uer­
Unterrichtsjahr mimilestens :acht iMoMte ·.mitl .gesetzes f9.5~. !Bei ~b$(lbriiriklt ?'\fe11ffi&gen:S1letrer-

426 der Beilagen XIV. GP - Regierungsvorlage (gescanntes Original) 1 von 13

www.parlament.gv.at



2 426 der Beilagen 

pflichtigen sowie bei Personen, die im Inland nicht 
vermögensteuerpflichtig sind, ist vom Inlands­
vermögen zuzüglich des Wertes des erklärten 
ausländischen Vermögens auszugehen. 

(2) Wird das Vermögen im Sinne des Abs. 1 
für den im § 6 Abs. 5 lit. a bzw. § 7 Abs. 6 um­
schriebenen Personenkreis nicht nachgewiesen 
bzw. nicht glaubhaft gemacht, ist das Vermögen 
unter sinngemäßer Anwendung des § 184 der 
Bundesabgabenordnung, BGBL Nr. 194/1961 
in der geltenden Fassung, zu schätzen." 

6. § 6 Abs. 1 bis 3 haben zu lauten: 

,,(1) Die Schulbeihilfe beträgt im Schuljahr: 

Bei einem zu berücksichtigenden 
Einkommen, soweit nicht Abs. 2 
in Betracht kommt 

von 0 S bis 30 000 S 
über 30 000 S bis 48 000 S 
über 48 000 S bis 58 000 S 
üb,~r 58 000 S bis 63 000 S 
über 63 000 S bis 68 000 S 
über 68 000 S bis 72 000 S 
über 72 000 S bis 76 000 S 
über 76000 S bis 80000 S 
über 80 000 S bis 84 000 S 
über 84 000 S bis 87 000 S 
über 87 000 S bis 90 000 S 

Höhe der 
Schul­

beihilfe 

7500 S 
6800 S 
6100 S 
5400 S 
4700 S 
4000 S 
3300 S 
2700 S 
2100 S 
1600 S 
1200 S. 

dritte ,und jede weitere Person um 21 000 S,. je­
doch nur um 12 000 S, wenn es sich um ein noch 
nicht schulpflichtiges Kind handelt. Die Ein­
kOmtIlensgrenzen erhöhen sich um weitere 9000 S, 
wenn es sich um ein erheblich behindertes Kind 
im Sinne des Familienlastenausgleichsgesetzes 
1967, BGBL Nr. 376/1967 in der geltenden Fas­
sung, handelt. Die Einkommensgrenzen des 
Abs. 1 erhöhen sich um weitere 9 000 S für jede der 
vorgenannten Personen, die eine der unter § 1 
fallenden Schulen als ordentlicher Schüler oder 
eine der im § 1 Abs. 1 des Studienförderungs­
gesetzes, BGBL Nr. 421/1969 in der geltenden 
Fassung, genannten Anstalten als ordentlicher 
Hörer (Studierender) besucht oder einem solchen 
auf Grund des § 1 Abs. 2· des Studienförderungs­
gesetzes gleichgestellt ist, sowie um weitere 9000 S 
für jeden Schüler, auf den die Bestimmungen des 
§ 8 Abs. 1 dieses Bundesgesetzes bzw. für jeden 
Studierenden, auf den die Bestimmungen des § 9 
Abs. 2 lit. c des Studienförderungsgesetzes zu­
treffen. Ferner erhöhen sich die Einkommens­
grenzen des Abs. 1 um 48 000 S, wenn die Eltern 
des Schülers nicht in Wohngemeinschaft leben." 

7. Nach § 6 Abs. 4 ist folgender Abs. 5 ein­
zufügen: 

,,(5) Ein Anspruch auf Schulbeihllfe besteht 
nicht, sofern 

a) das Vermögen im Sinne des § 4 a dieses Bun­
desgesetzes der Eltern und des Schülers zu­
sammen 500 000 S übersteigt oder 

b) das Vermögen gemäß lit. a 300000 S über­
steigt und die Schul beihilfe weniger als 
4000 S betragen würde." 

(2) Für Schüler, deren Eltern verstorben sind, 
ferner für Schüler, die eine Schule 'für Berufs­
tätige besuchen und sich zur Gänze selbst er­
halten, sowie für Schüler, die eine sonstige der 
unter § 1 fallenden Schulen besuchen und sich 
vor Aufnahme dieses Schulbesuches durch min­
destens vier Jahre zur Gänze selbst erhalten 
Haben, beträgt die Schulbeihilfe im Schuljahr: 

8. Der bisherige Abs. 5 des § 6 erhält die Be­
Höhe der zeichnung ,,(6)". Bei einem zu berücksichtigenden 

Einkommen Schul-

von 0 S bis 14 000 S 
über 14000 S bis 16000 S 
über 16000 S bis 18000 S 
über 18000 S bis 20000 S 
über 20 000 S bis 21 000 S 
über 21 000 S bis 22 000 S 
über 22 000 S bis 23 000 S 
über 23 000 S bis 24 000 S 
über 24 000 S bis 25 000 S 
über 25 000 S bis 26 000 S 
über 26 000 S bis 27 000 S 

beihilfe 

7500 S 
6800 S 
6100 S 
5400 S 
4700 S 
4000 S 
3300 S 
2700 S 
2100 S 
1600 S 
1200 S. 

(3) Die Einkommensgrenzen der Abs. 1 und 2 er­
höhen sich für Personen,für die im Falle des Abs. 1 
einer der beiden Elternteile, im Falle des Abs. 2 
der Schüler, kraft Gesetzes Unterhalt leistet. Für 
den Schüler selbst steht keine Erhöhung der Ein­
kommensgrenze zu. Der zweite Elternteil ist 
jedenfalls zu berücksichtigen. Für die erste dieser 
Personen erhöhen sich die Einkommensgrenzen 
um 15000 S, für die zweite um 18000 S, für die 

9. § 7 Abs. 1 bis 3 haben zu lauten: 

,,(1) Schüler, die eine höhere Schule für Berufs­
tätige besuchen und sich zum Zwecke der Vor­
bereitung auf die Reifeprüfung gegen Entfall der 
Bezüge beurlauben la~sen oder ihre Berufstätig­
keit nachweislich einstellen, haben - unabhängig 
von den im § 6 festgesetzten Einkommensgrenzen 
- für die der mündlichen Reifeprüfung unmittel­
bar vorangehenden sechs Monate, während derer 
sie daher ihre Berufstätigkeit nicht ausüben, für 
jeden dieser sechs Monate Anspruch auf eine 
Schulbeihilfe in der Höhe des letzten Monats­
bezuges, vermindert um die einbehaltenen ge­
setzlichen Abzüge und die Familienbeihilfe, 
höchstens jedoch in der Höhe von 4 000 S. 

(2) Die Höchstgrenze gemäß Abs. 1 erhöht 
sich bei verheirateten Schülern, wenn der Ehe­
partner nicht berufstätig ist, um 2 000 S, ferner 
für jedes Kind, für das der Schüler kraft Gesetzes 
Unterhalt leistet, um 650 S: 
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426 der Beilagen 

(3)· Die Höchstgrenze gemäß Abs. 1 und 2 er­
höht sich im Falle einer freiwilligen Weiterver­
sicherung in der Kranken- und Pensionsversiche­
rung um den hiefür geleisteten Beitrag für die 
Dauer des Anspruches gemäß Abs. 1 und 2, in­
soweit der Beitrag nicht für eine höhere Bemes­
sungsgrundlage geleistet wird, als es der Höhe 
des letzten Monatsbezuges entspricht." 

10. Dem § 7 ist folgender Abs. 6 anzufügen: 

,,(6) Die besondere Schulbeihilfe gebührt nicht, 
sofern das Vermögen im Sinne des § 4 a dieses 
Bundesgesetzes des Schülers, bei verheirateten 
Schülern dessen und des Ehepartners Vermögen, 
500 000 S übersteigt." 

11. § 8 Abs. 1 und 2 haben zu lauten: 

,,(1) Die Heimbeihilfe gebührt Schülern, die 
zum Zwecke des Schulbesuches außerhalb des 
Wohnortes der Eltern wohnen, weil 

a) dieser Wohnort vom Schulort so weit ent­
fernt ist, daß der tägliche Hin- und Rückweg 
nicht zumutbar ist und die Aufnahme in 
eine gleichartige öffentliche Schule, bei der 
der Hin- und Rückweg zumutbar wäre, 
nicht möglich' war, oder 

b) sie eine Höhere Internatsschule (§ 38 des 
Schulorganisationsgesetzes) besuchen oder 

c) sie auf Grund des § 126 des Forstgesetzes 
1975 in dem mit einer Forstfachschule ver­
bundenen Schülerheim untergebracht sind 
oder 

12. § 8 Abs. 4 hat zu lauten: 

,,(4) Sind weder Eltern noch sonstige Unter­
haltsverpflichtete vorhanden, beträgt die Heim­
beihilfe im Schuljahr: 

Bei einem zu berücksichtigenden 
Eirikommen 

von 0 S bis 18000 S 
über 18000 S bis 19000 S 
über 19000 S bis 20000 S 
über 20 000 S bis 21 000 S 
über 21 000 S bis 22 000 S 
über 22 000 S bis 23 000 S 
über 23 000 S bis 24 000 S 
über 24 000 S bis 25 000 S 
über 25 000 S bis 26 000 S 
Über 26 000 S bis 27000 S 
über 27 000 S bis 28 000 S 
über 28 000 S bis 29 000 S 
über 29 000 S bis 30 000 S 

13. § 8 Abs. 6 hat zu lauten: 

Höhe der 
Beihilfe 

8900 S 
8200 S 
7500 S 
6800 S 
6100 S 
5400 S 
4700 S 
4000 S 
3300 S 
2700 S 
2100 S 
1600 S 
1200 S." 

,,(6) Die Bestimmungen des § 6 Abs. 5 und 6 
sind sinngemäß anzuwenden." 

14. Im § 9 haben die Abs. 1 und 2 zu lauten~ 

,,(1) Für Schüler mit ausgezeichnetem Schul­
erfolg erhöhen sich die gemäß § 6 Abs. 1 und 2 
zustehenden Schulbeihilfen und die gemäß § 8. 
Abs. 2 und 4 zustehenden Heimbeihilfen um je 
1200 S. 

(2) Für Schüler mit ausgezeichnetem 
erfolg beträgt ferner: 

a) in den Fällen des § 6 Abs. 1 

Schul-

d) sie in dem mit einer Bundeshebammenlehr­
anstalt verbundenen Internat untergebracht 
S1

' nd. bei einem zu berücksichtjgenden 
Einkommen 

Schul­
beihilfe 

An die Stelle des Wohnortes der Eltern tritt bei 
Halbwaisen der Wohnort eines Elternteiles, bei 
Vollwaisen der Wohnort sonstiger Unterhalts­
verpflichteter und bei Vollwaisen ohne Unter­
haltsverpflichteten der eigene gewöhnliche W ohn-
m~ . 

(2) Die Heimbeihilfe beträgt im Schuljahr: 

Bei einem zu berücksichtigenden 
Eirikommen, soweit nicht Abs. 4 
in Betracht kommt 

von 0 S bis 40 000 S 
über 40 000 S bis 53 000 S 
über 53000 S bis 58000 S 
über 58 000 S bis 63 000 S 
über 63 000 S bis 68 000 S 
über 68000 S· bis 72 000 S 
über 72 000 S bis 76000 S 
über 76000 S bis 80000 S 
über 80 000 S bis 84 000 S· 
über 84 000 S bis 87000 S 
über 87 000 S bis 90 000 S 
über 90 000 S bis 93 000 S 
über 93 000 S bis 96 000 S 

Höhe der 
Beihilfe 

8900 S 
8200 S 
7500 S 
6800 S 
6100 S 
5400 S 
4700 S 
4000 S 
3300 S 
2700 S 
2100 S 
1600 S 
1200 S." 

von über 90 000 S bis 93 000 S 
von über 93 000 S bis 96 000 S 
von über 96 000 S bis 99 000 S 

b) in den Fällen des § 6 Abs. 2 

bei einem zu berücksichtigenden 
Einkommen 

2000 S· 
1600 S 
1200 S; 

Schule 
beihilfe 

von über 27 000 
von über 28000 
von über 29 000 

S bis 28 000 S 2 000 S 
S bis 29 000 S 1 600 S 
S bis 30 000 S 1 200 S; 

c) in den Fällen des § 8 Abs~ 2 

bei einem zu berücksichtigenden 
Einkommen 

von über 96 000 S bis 99 000 S 
von über 99000 S bis 102000 S 
von über 102000 S bis 105000 S 

d) . in den Fällen des § 8 Abs. 4 

Schul­
beihilfe 

2000 S 
1600 S 
1200 S; 

bei einem zu berücksichtigenden Heim-
Einkommen beihilfe 

von über 30 000 S bis 31 000 S 2 000 S 
von über 31 000 S bis 32000 S 1 600 S 
von über 32 000 S bis 33 000 S 1 200 S. , .. 
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4 42-6 ,der Be;iJ~g.ei!l 

15. § 9 Abs. 4 hat zu lallten: .oder .auf Ver1ang~ .der Behörde die fiür den 
,,{4) BezÜglich der Ahs.1 lund 2 :sind die Be- Anspruch .auf Beihilfen bedeu~meJ1Um.stände 

sdmmumgen des .§ 6 Abs. ~ ·sinngemäß :anzllwen-.. o,fferu:u1egem.." 
den." 

16. § 10 lit. a hat zu lauten: 

,.a) an Zentrallehranstalten {§ 3 Abs. 4 des Bun­
des-Schulaufsichts.gesetzes, BGBl. Nr. 240/ 
1962, an land- und forstwir:tschaftlichen 
Bundesschulen und höheren land- und forst­
wirtschaftlichen Privatschulen .sowie an 
Forstfachschulen .d~r Bundesminister für 
Unterricht und Kunst;". 

17. Im § 11 ist dem Abs. 5 anzufügen: 

"Die Angaben über Vermögensverhältnisse im 
Sinne dieses Bundesgesetzes sind von den Pex­
sonen, deren Vermögen ·zur Beurteillllng .der Be­
dürftigkeit heranzuziehen ist, zu unterfertigen.''' 

18. § 12 Abs. 1 hat zu lauten.: 

,,(1) Personen, deren Einkommen Und Ver­
mögen zur Ermitdlilng der Bedürltigkeit na.ch­
zuweisen' ist, haben dem Antragsteller die er­
forderlichen Nachweise an die Hand 'Zu geben 

19. Im § 15 hat Abs. 6 zu .entfallen. 

20. § 16 hat zu lauten: 

"M,eldungen 

§ 16. Sofern ein Ansuchen um Beihilfen gemäß 
§§ 6 oder '8 gesteHt worden ist, sind Sachverhalte, 
die eine MindcriUng der Beihilfe Q.der einen Ent­
fall des Anspruches ,auf Grund des.§ 15 Abs .. 2, 
eine Minderung der Beihilfe auf Grund .des § 17 
oder eine Rückzahlung .gemäß § 18 Abs .. 1 Ut. ·e 
begründen, unverzüglich zu. melden. '.' 

Artikel 11 

(1) Dieses Bundesgesetz tritt mit 1. September 
1977 in Kraft. 

(2) Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes 
ist dcrBundesminister für Untenricht und Kunst 
utili hinsichtlich der Schulen für den medizinisch­
technischen Fachdienst und der Bundeshebam­
menlehranstalten der Bundesminister für Gesund-
heit und Umweltschutz betraut. . 

Erläuterungen 

Allgemeines Zu den einzelnen Bestimmungen: 

Die Höhe. der Beihilfen nach dem Schülerbei- Zu Artikel I: 
hilfengesetz, BGBL Ne. 253/197i1., in ,der Fassung Zu Z. 1: Die im § 1 Abs. 4 genannten Förster-
der Bundesgesetze BGBL Nr. 28'5/1972 und 183/ ~chulen im Sinne des Forstrechts-Bereinigungs-
1974 ist von der Bedürftigkeit des Schülers ab- geSetzes, Bq-Bl. Nr. 22Zjl962, wurden durch die 
hängig. Unter Bedachtnahme auf die Steigerung Forstfachschulen im Sinne des Forstgesetzes 1975, 
der Einkommen und der Lebenshaltungskosten BGB1. Nr. 440 ersetzt. Ferner besteht nunmehr 
wären daher - ebe~so w~e ~s durch edle bisher.igeml die Möglichkeit, auch die rechtlichen Grund­
~ove~len zum Schulerbe1h1lfen~eset~ ~~folgt lS~ -; lagen für dlie hnG- un~ f~rst,,:,irtsc~aftlich~n Fach­
die Ell~~ommensgreru:efl- und die Belhilfenbetrage 1

1 

schulen ~u nennen; d1es 1st einerseits Artikel 14. a 
zu erhohen. Abs. 2 11t. c des Bundes-Verfassungsgesetzes 1n 

Die Bedürftigkeit ist jedoch nicht allein von i der Fassung von 1929 und in der Fassung ,des 
den Einkomtnensgrenze~ sondern auch v.om l Bundesverfassungsgesetzes BGBL Nr. 316/1915, 
Vermögen des Schülers und der Unterhaltsver- na<::h dem die MögliChkeit der Einrichtung von 
pffichteten abhängig. Aus diesem Grunde wäre Bundes-Fachschulen im land- und forstwirtschaft­
das . Vermögen in gleicher Weise zu berücksich- lichem Bereich untet bestimmten Voraussetzungen 
tigen, wie es die Regierungsv.orlage für ein Bun- besteht (eine einfachgesetzliche Grundlage für 
desgesetz, mit dem das Studienförderungsgesetz r diese Schulen fehlt derzeit noch), une! ande1:er­
geändert wird, (402 der Beilagen zu den [ seits rur die übrigen land- und f.orstwirtschaft­
steno graphischen Protokollen des Nationalrates. lichen Fachschulen das Bundesgesetz betreife:tJld 
XIV. GP), vorsieht. : die ·Grundsätze für diese Schulen, ßGBi. Nr. 

Ferner ~?llen notwendig bzw. zweckmäßig ge-. 320/1975. Schließlich wurden die im derzeitigen 
wordene Andernngen berücksiohtigt werden. Im I § 1 Abs. 4 des Schülerbeihilfengesetzes im Zil­
einzelnen wird auf die fulgenden Bemerkungen I sammMhang mit deren Vorbereitung,slehrgängen 
verwiesen. I 1 genannten Lehranstalten fm gehobene :Sozial-
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berufe gemäß· der 5,. ScnuForganisadonsgesetz­
Novene, BGBL Nr. 323/1975, durch die Akademie 
fur Sozialarbeit ersetzt. Die Neufassung des ,§ 1 
AbS'. '4 sofF diesen rechtl'i'chen Änderungen Rech-
nung tragen. . 

Die' vetfassungsrechdiche Grumdlage für eine 
SchüJerlbeih1lfemegefung betreffend die Iand­
und forstwirtschaftIiche1n! Fachschulen findet 
sich nicht im Art. 14 a Bundes-Verfassungsgesetz, 
sondern in der Verfassungsbestimrnung des Art. I 
des SchüIerbdhilfengesetzes, BGlln. Nr. 253j' 
1971. Diesem Art. I wurde durch das Bundes­
verfassungsgesetz BGBL Nr. 316/1975 nicht de­
rogiert. Der Art. VII des Bupdesverfassungs­
gesetzes BGBI. Nr. 316/1975 hebt zwar taxativ 
einige bundesverfassungsgesetzIiche Vorschriften 
auf dem Gebiet des Iand- und forstwirtschaft­
fiehen Schulwesens auf" doch befindet sich der 
Art. :r des Schülerbeihilfengesetzes nicht unter 
diesen. Wenn der vorliegende Gesetzentwurf im 
Art. I Z. 1 den Art. 14 a Abs. 2 Ht. c Bundes­
Verfassungsgesetz sowie das Bundesgesetz BG BI. 
Nr. 320/1975 zitiert, dann handelt es sich daher 
bloß um eine Verweisung, mit welcher der Be­
griffs umfang der land- und forstwirtschaftlichen 
Fachschulen festgelegt werden soll. Die verfas-

den vorge'S'ehenen § 4 a bestimmt. Dieser knüpft 
an bestehende gesetzliche BeS'timnrungen lind 
Begriffe an. Demnach wird im vo:rgeseherien §. 4 a! 

bestimmt, daß das Vermögen im Sinne des Ver­
IDÖgensteuergesetzes. 1954 zn verstehen ist. 

Nach dem vorliegenden Entwurf soU Bedürf­
tigkeit nicht mehr vorliegen, sofern der Schüler 
und dessen Unterhalhsverpflichtete ein steuerfreies 
Vermögen von mehr aIs 500' 000 S besitzen. Be­
trägt dieseS' Vermögen zwischen 300000 S, und 
500' 000 S, so' soU dies nur eine Al!lswirhing haben, 
sofern die :Beihilfe weniger als 4 000· S betragen: 
wurde; dies deshalb, weiJ i:n diesem Falle ein 
größeres Einkommen vorliegt als bei höherer 
:Beihilfe. Dies sieht der neue § 6 Abs. S hinsichtlich 
der Schulbeihilfe vor, der' gemäß dem neuzufas­
senden § g. Abs. 6 al!lf die Heimbeihl1fe sinngemäß· 
anzuwenden ist. Bei der besonderen Schul bei­
htIfe sieht der neue § 7 Abs. 6 die Beröcksichti~ 
gung des Vermögens vor. . 

Zu Z .. 4: Im. Hinblick auf die Steige:rung der 
Einkommen wäre auch die Höhe des Betrages, 
bis zu der Einkünfte aus Ferialarbeit und Studien­
beihilfen sowie Stipendien außer Betracht bleiben, 
zu erhöhen. 

slilngsrechtliche Grundlage des Art. I Z. 1 des Zu Z. 6: Durch § 6 Ahs. 1 bis 3 wird die Höhe 
Gesetzentwurfes selbst findet sich jedoch, wie der SchulbeihiIfe unter Bedachtnahme auf das zu 
ohen dargelegt, nicht im Art. 14 a Bundes-Ver- berücksichtig!,!nde Einkommen (Bedürftigkeit) 
fassungsges'etz, sondern vielmehr im Art. I des festgelegt. Unter Bedachtnahme auf die Steigerung 
Schülerbeihilfengesetzes. d E' k"nf1 . d I N '11 d S h"l er 1n u te seIt er etzten ove e es c u er-

• . beihilfengesetzes. sollen die Einkommensgrenzen 
, Zu Z. 2, 3, 5, 7, 10 un~ 13: purch dIe vor- 'und unter Bedachtnahme auf die Steigerung des' 
~legende ~ovene zu~ Sc~ule~bei~lfengesetz soll LebenshaltungskosteDi die Höhe der Schulbei­
In der gleIchen Welse, WIe dIes 1m Rahmen des hilfe angehoben werden Hiebei wurde bei den 
Studienfö:derungsgeset~es vor~.esehen ist" ge- unte:ren Werte1ilJ eine hÖhere Steigerung vorge­
rechterwelse das Vermogen bel der Beurtetlung h _1 b 'd h"h 
d "1 B d rfi' k . b k ' h ' cl' se en alS el en o· eren .. 

er, SOZlil. en e Ü ug elt erüc SIC tlgt wer· en.· B' d Z" . cl S d'enf" d 

Der Nachweis, des Vermögens hat in der ver­
waltungstechnisch einfachsten Form der Vorlage 
des;€jeweils zuletzt zugestellten) Vermögensteuer­
bescheides zu erfolgen. Personen, die nicht zur 
Vermögensteuer veranlagt werden, haben eine 
diesbezügliche Erklärung abzugeben. Personen, 
die im Inland nicht oder nur beschränkt ver­
mögensteuerpflichtig sind, haben das ausländi­
sche Vermögen der Höhe nach zu erklären. 

Zur Beurteilung der Bedürftigkeit ist das Ver­
mögen des Schülers selbst sowie das der ihm ge­
genüber Unterhaltspflichtigen heranzuziehen. Da­
her haben alle diese in Betracht kommenden Per­
sonen entweder eine Erklärung zu unterfertigen, 
kein 300 000' S übersteigendes Vermögen im 
Sinne des vorgesehenen §' 4 a zu besitzen, oder 
aber ihren diesbezüglichen letzten Vermögen­
steuerbescheid vorzulegen. Soweit der Schüler 
noch nicht eigenberechtigt ist, treffen diese Ver­
pflichtungen den gesetzlichen Vertreter. 

Was unter Vermögen im Sinne des Schüler­
beihilfengesetzes zu verstehen ist, wird durch 

el er Itlerung es tu '1 ,or· etungsge-
setzes im neuen Abs. :3 wurde bereits auf die Fas­
sung der in parlamentarische:r Behandlung stehen­
dem. Regierungsvorlage Bedacht genommen. 

Zu Z. 9: Im Hinblick auf die Steigerung der 
Einkommen bzw. Lebenshaltungskosten wäre 
auch die besondere Schulbeihilfe für Schüler 
höherer Schulen für Berufstätige im Prüfungs­
stadium anzuheben, Um den Schülern an diesen 
Schulen für die Zeit zwischen der schriftlichen 
und mündlichen Reifeprüfung die besondere 
Schulbeihilfe geben zu können, wäre die Sechs­
monatefrist von der mündlichen Reifeprüfung 
zurückzurechnen. Schließlich soll durch die Neu­
fassung des Abs. 3 klargestellt werden, daß der 
für die Weiterversicherung in der Kranken- und 
Pensionsversicheiung geleistete Betrag der unter 
Bedachtnahme auf die nach Abs. 1 und 2 be­
rechneten Beihilfe zuzurechnen ist. 

Zu Z. 11: Die im derzeitigen § 8 Abs. 1 ge­
nannte Försterschule nach den Bestimmungen 
des Forstrechts-Bereinigungsgesetzes wurde -
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wie bereits zu Z. 1 ausgeführt worden ist - durch 
die Forstfachschule nach den Bestimmungen des 
Forstgesetzes 1975 ersetzt. Hiebei entspricht 
§ 126 des Forstgesetzes 1975 dem seinerzeitigen 
§ 69 des Forstrechts-Bereinigungsgesetzes. Hierauf 
wird in der vorgeschlagenen Novellkrung des 
Abs. 1 Bedacht genommen. 

Gemäß § 8 Abs. 1 gebührt eine Heimbeihilfe bei 
Erfüllung der sonstigen Voraussetzungen jeden­
falls dann, wenn der Schüler in einem mit einer 
Forstfachschule verbundenen Schülerheim oder 
die Schülerin in einem mit einer Bundeshebam­
menlehranstalt verbundenen Internat unterge­
bracht ist. Es erscheint ungerechtfertigt, daß die 
Unterbringung in einer Höheren Internatsschule 
(Bundeserziehungsanstalt), in der eine allgemein­
bildende Schule mit einem Schülerheim derart 
organisch verbunden ist, daß die Schüler nach 
,einem einheitlichen Erziehungsplan Unterricht, 
Erziehung und Betreuung sowie Unterkunft und 
Verpflegung erhalten (siehe § 38 Abs. 1 des Schul­
organisationsgesetzes), nicht in gleicher Weise 
berücksichtigt wird. Dieses Problem soll durch 

, <lie in den Abs. 1 neu eingefügte lit. b bereinigt 
werden. 

Bezüglich Abs. 2 gilt das zu Z. 6 Ausgeführte 
sinngemäß. Darüber hinaus wurden die Ein­
kommensgrenzen zusätzlich angehoben, da die 
finanzielle Belastung des hier betroffenen Perso­
nenkreises weit höher ist als jene, die nur gemäß 
§ 6 Anspruchsberechtigte zu tragen haben. 

Zu Z. 12 und 14: Das bezüglich der Schul­
beihilfe zu Z. 6 und bezüglich der Heimbeihilfe 
.zu Z. 11 Ausgeführte gilt hier sinngemäß. 

Zu Z. 15: Infolge der Änderung der Absatz­
bezeichnung des bisherigen Abs. 5 auf Abs. 6 
wäre der diesbezügliche Hinweis in § 9 Abs. 4 
zu ändern. Ein Hinweis auf den neuen § 6 Abs. 5 
(Berücksichtigung des Vermögens) wäre hier 
verfehlt, weil dies bereits durch den neuen § 6 

Abs. 5 im Rahmen der Schulbeihilfe und den 
neuen § 8 Abs. 6 im Rahmen der Heimbeihilfe 
erfolgt, was auch Auswirkungen auf die erhöhte 
Schul- bzw. Heimbeihilfe bei ausgezeichnetem 
Schulerfolg hat. 

Zu Z. 16: Hier wird ebenfalls die Änderung 
der Försterschule in die Forstfachschule nach 
dem Forstgesetz 1975 berücksichtigt. 

Zu Z. 17 und 18: Hier sind verfahrensrecht-, 
liehe Ergänzungen im Zusammenhang mit der 
Berücksichtigung der Vermögensverhältnisse vor­
gesehen. 

Zu Z. 19: In einzelnen Fällen wäre die Anwei­
sung von Beihilfen in bargeldlosem Zahlungs­
verkehr für den Empfänger mit Unannehmlich­
keiten verbunden gewesen. Es zeigte sich, daß 
die bare überweisung mit nicht zu großem Auf­
wand verbunden ist, so daß die zwingende Vor­
schrift des § 15 Abs. 6 zu streichen wäre. Unbe­
schadet dessen wird auch in Hinkunft in allen 
jenen Fällen, in denen der Empfänger ein Konto 
nennt, auf das die überweisung gewünscht wird, 
der bargeldlose Zahlungsverkehr erfolgen. 

Zu Z. 20: Bereits durch die letzte Novelle zum 
Schülerbeihilfengesetz, BGBl. Nr. 183/1974, 
wurde wegen der Aufnahme eines neuen § 17 der 
bisherige § 17 mit § 18 bezeichnet. Die hier vor­
gesehenen Änderungen nehmen auf die bereits 
durch die letzte Novelle erfolgte Neuregelung 
Bedacht. 

Finanzielle Auswirkungen 

Mit einem diesem Entwurf entsprechenden 
Bundesgesetz ist ein jährlicher Gesamtaufwand 
von rund 476 Millionen Schilling zu erwarten. 
Im Hinblick auf die Gesamtkosten der Schüler­
beihilfen vom Schuljahr 1975/76 von rund 379 
Millionen Schilling ergibt sich ein finanzieller 
Mehraufwand von rund 97 Millionen Schilling. 
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Textgegenüberstellung 

Entwurf 

§ 1. ..... 
(4) Als Polytechnische Lehrgänge, mittlere 

Schulen und höhere Schulen im Sinne dieses 
Bur;tdesgesetzes gelten die entsprechenden öffent­
lichen oder mit dem Öffentlichkeits recht ausge­
statteten Schulen einer im Schulorganisations­
gesetz, BGBL Nr. 242/1962 in der geltenden 
Fassung, oder im Land- und forstwirtschaftlichen 
Bundesschulgesetz, BGBL Nr. 175/1966 in der 
geltenden Fassung, geregelten Schulart einschließ­
lich der Sonderformen der höher~n Schulen sowie 
die Forstfachschulen im Sinne des Forst­
gesetzes 1975, BGBl. Nr. 440/1975. Ferner 
gelten als Schulen im Sinne dieses Bundesgesetzes 
die öffentlichen oder mit dem Öffentlichkeitsrecht 
ausgestatteten Sonderformen der mittleren Schulen 
im Sinne des Schulorganisationsgesetzes, die 
öffentlichen oder mit dem Öffentlichkeitsrecht 
ausgestatteten land- und forstwirtschaftlichen 
Fachschulen im Sinne des Art. 14 a Abs. 2 
Ht. c des Bundes-V erlassungsgesetzes in der 
Fassung von 1929 und des Bundesgesetzes 
betreffend die Grundsätze für land- und forst­
wirtschaftliche Fachschulen, BGBl. Nr. 320/ 
1975, die öffentlichen oder mit dem Öffentlich­
keitsrecht ausgestatteten Schulen im Sinne des 
Bundesgesetzes über Schulen zur Ausbildung von 
Leibeserziehern und Sportlehrern, BGBL Nr. 140/ 
1974, sowie die den mittleren und höheren Schulen 
vergleichbaren mit dem Öffentlichkeitsrecht ausge­
statteten Privatschulen mit Organisationsstatut 
(§ 14 Abs. 2 des Privatschulgesetzes; . BGBL 
Nr. 244/1962), jeweils unter der Voraussetzung, 
daß sie entweder in einem Unterrichtsjahr 
mindestens acht Monate mit mindestens 
30 Wochenstunden oder in mehreren U nterrichts­
jahren insgesamt mindestens 1200 Unterrichts­
stunden, hievon in jedem vollen Unterrichts jahr 
jedoch mindestens 500 Unterrichtsstunden, in 
den Pflichtgegenständen umfassen. Zu den Schulen 
im Sinne dieses Bundesgesetzes zählen auch die 
öffentlichen und mit dem Öffentlichkeitsrecht 
ausgestatteten Vorbereitungslehrgänge der Aka­
demien für Sozialarbeit. 

Geltender Text· 

§ 1. ..... 
(4) Als Po~ytechnische Lehrgänge, mittlere 

Schulen und höhere Schulen im Sinne dieses 
Bundesgesetzes gelteri die entsprechenden öffent­
lichen oder mit dem Öffentlichkeitsrecht ausge­
statteten Schulen einer im Schulorganisations­
gesetz, BGBL Nr. 242/1962, oder im Land- und 
forstwirtschaftlichen Bundesschulgesetz, BG BI. 
Nr. 175/1966, geregelten Schulart einschließlich 
der Sonderformen der höheren Schulen sowie die 
Försterschulen im Sinne des Forstrechts-Be­
reinigungsgesetzes, BGBL NI. 222/1962. Ferner 
gelten als Schulen im Sinne dieses Bundesgesetzes 
die öffentlichen oder mit dem Öffentlichkeitsrecht 
ausgestatteten Sonderformen der mittleren Schulen 
im Sinne des Schulorganisationsgesetzes, die 
öffentlichen oder mit dem Öffentlichkeitsrecht 
ausgestatteten land- und forstwirtschaftlichen 
Fachschulen, die öffentlichen oder mit dem Öffent­
lichkeitsrecht ausgestatteten Schulen im Sinne des 
Bundesgesetzes über Schulen zur Ausbildung von 
Leibeserziehern und Sportlehrern, BGBL Nr. 140/ 
1974, sowie die den mittleren und höheren 
Schulen vergleichbaren mit dem Öffentlichkeits­
recht ausgestatteten Privatschulen mit Organisa­
tionsstatut (§ 14 Abs. 2 des Privatschulgesetzes, 
BGBL Nr. 244/1962), jeweils unter der Voraus­
setzung, daß sie entweder in einem Unterrichts­
jahr mindestens acht Monate mit mindestens 
30 Wochenstunden oder in mehreren Unter­
richtsjahren insgesamt mindestens 1200 Unter­
richtsstunden, hievon in jedem vollen Unter­
richtsjahr . jedoch mindestens 500 Unterrichts­
stunden, in den Pflichtgegenständen umfassen. Zu 
den Schulen im Sinne dieses Bundesgesetzes 
zählen auch die öffentlichen und mit dem Öffent­
lichkeitsrecht ausgestatteten V orbereitungslehr­
gänge der Lehranstalten für gehobene Sozial­
berufe. 

§ 3. (1) Für die Beurteilung der Bedürftigkeit § 3. (1) Für die Beurteilung der Bedürftigkeit 
sind der Familienstand, das Einkommen und das sind der Familienstand und das Einkommen der 
Vermögen der nach § 6 bzw. § 8 zu berücksichti- .nach § 6 bzw. § 8 zu berücksichtigenden Personen 
genden Personen maßgebend. ..... maßgebend. . .... 

(2) Das Einkommen ist von Personen, die zur 
Einkommensteuer veranlagt werden, durch V 01:­

lage des zuletzt zugestellten, gemäß Abs. 1 in 
Betracht kommenden Steuerbescheides und von 
Personen, die nicht zur Einkommensteuer ver­
anlagt werden, durch eine Bestätigung des Arbeit­
gebers (der Arbeitgeber) oder der bezugs­
liquidierenden Stelle(n) nachzuweisen. Personen, 

(2) Das Einkommen ist von Personen, die 
zur Einkommensteuer veranlagt werden, durch 
Vorlage des zuletzt zugestellten, gemäß Abs. 1 
in Betracht kommenden Steuerbescheides-und 
von Personen, die nicht zur Einkommensteuer 
veranlagt werden, durch eine Bestätigung des 
Arbeitgebers (der Arbeitgeber) oder der bezugs­
liquidierenden Stelle(n) nachzuweisen. Personen, 
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Entwurf Geltender Text 

die sowohl zur Einkommensteuer veranlagt die sowohl zur Einkommensteuer veranlagt 
werden als auch· Einkiinfteaus nichtselbständiger (werden als auch Einkünfte aus nichtselbständiger 
Arbeit beziehen, haben eine Bestätigung v@rzu- IArbeit beziehen, haben eine BestätigunK V0rzu­
legen, die sich auf jenes Kalender.jf1hr bezieht, ilegen, die sich, auE, jenes Kalenderjilhr. bezieht"für 
für welches der neueste Einkommensteuerbescheid, !welches den' rreueste Einkommensteuerbescheid 
ergangen ist. Über SonderausgaBen sowk all~ lergangen ist. Über Sonderausgaben sowie all~ 
fällige steuerfreie und- ausländische Einkünfte ist.. fällige steuerfreie und ausländische Einkünfte ist 
eine Erklärung abzugeben. Es Itönnen, ins be- :eine ErKlärung abzugeben. Es können, insbe­
sondere bei ausländischen Einkünften,.auch andere 'sondere Bei'ausHindischen Einkünften, auch andere 
Nachweise über das Einkommen oder Teile des~ 'Nachweise über das Einkommen oder Teile des~ 
selben g~fordert werden. Der N~cliw.eis. des, ,selben gefordert werden .. 
Vermögens der zur Vermögensteuer' veran~ : 
lagten Personen ist durcn. Vorlag.e des zuletzt. ! 
zugestellten Steuerbescheides zu erbringen. i 
Personen, die nicht zur Vermögensteuer! 

. I 
veranlagt w.erden,.haberieine ErKlärung abzm· i 
geben, daß' das nach § 4 a dieses Bundes- : 
gesetzes maßgebende Vermögen 300'000· S.; 

. niCht- übersteigt~ Personen, die im Inl~nd im 1 
Sinne. des Vermög.ensteuergesetzes 195:t~ J 

BGBt Nr. 192J1954' in der geltenden Fassung" I 

. nicht o.der nur beschränkt vermögensteuer- . 

. pfliclitig sind, haben das ausländische Ver­
mögen der Höhe nach zu erklären. 

§' 4 ..... . 
I 

§ 4' ..... . 

(3) Bei Berechnung des Einkommens haben' (3). Bei Berechnung des Einkommens haben· 
bis zum. H0chstausmaß von insgesamt 10 000 S. bis zum Höchstausmaß von. insgesamt 8.500·- S. 
jährlich außer Betracht zu bleiben.: ,jährlich außer Betracht zu bleiben:. 

I 

Vermögen 

§ 4' a. (1). Vermög~n. im- Sinne. dieses Bundes ... ; 
gesetzes ist bei. unbesehränkt Verm0gensteuer:-.' 
pflichtigen (§ 1 Abs. 1 Z. 1 des Vermögensteuer:- ! 

gesetzes 1954): das steueJ:pflichtige v.erm@gen im, ; 
Sinne des< § 7. Z. 1- lit .. a· des. Vermögensteuer- i 
gesetzes 1954. Bei beschränkt Vermögemsteuer­
pflkhtigen> sowie bei Personen, die im Inland· 
nicht vermögensteuerpflichtig: . sind" ist. vom; 
Inlandsvermögen- zuzüglich, des· Wertes, des. er­
klärten ausländischen Vermögens auszugehen. 

(2) Wird das Vermögen im Sinne des Abs. 1 
für den im § 6 Abs. 5 lit. a bzw. § 7 Abs. 6 um­
schriebenen Personenkreis nicht nachgewiesen 
bzw. nicht glaubhaft gemacht, ist das Vermögen 
unter sinngemäßer Anwendung des § 184 'der 
Bundesabgabenordnung, BGBl. Nr. 194/1961 in 
der geltenden Fassung, zu schätzen. 

S:ch'ulbeihilfe Schul'öeihilfe 

§ 6. (1) Die Schulbeihilfe beträgt im Schul- i 
jahr: \ 

§ 6. (1) Die Schulbeihilfe beträgt im Schuljahr: 

Bei einem zu berücksichtigenden 
Einkommen, soweit nieht- Aos. 2 in, 
Betracht kommt 

V0n' O' S bis 30~OOO S. 
über 30 000, S. ßis: 48,O@0 S. 
über 48 000 S bis: 58:000· S 
über 58:000 S, bis 63·0(j)0 S 

, 
Höhe der IBe i einem zu berücksichtigenden 

SchulL i Einkommen; soweit nicht AObs. 2 in-
beihilfe: IBetmcht kommt 

7 50@ S. Ivon' 0 S bis: 23'.000, S 
..6'8(j)@)Sj!übeV23.000<SbiS,37-.000 I S 
611:00" S. übel)' 3i7.00@, S bis, 45.0@(i)\ S, 
5.400 .. $; Iüben 45.@00· S, bis: 49;0@0 S' 

Höhe der 
Schule 
beihilfe 

6.400& 
5.8001 S 
5.20(i)l S.: 
4:.600 S 
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Bei einem ~ berüeksicFttigenden 
Einkommen, soweit nicht .Albs. 2 in: 
Betracht kommt 

über 63 000 S bis 68 000 S 
über 68 000 S bis 72 000 S 
über 72 000 S bis 76 000 S 
über 76000 S bis 80000 S 
über 80 000 S bis 84 000 S 
über 84000 S bis 87000 S 
über 87 000 S bis 90 000 S 

426 der Beilagen 

Geltender 'Fext 

. Höhe de~' . Beii einem zu' berucl\:skh1iigend'elIl' 
Scl'w:l- Einkrimmem, soweit. nicdlt Abs" 2 in 
beihilfe Betracht kommt 

4 709 S über 49.000. S bis 52.000: S 
4000 Süher 52.000 S hirs 55,.000· S 
3 300 S über 55·.000 S his 5ß.OOO S 
2 700 S über 58.000 S bJos' 6.LOQ.@ S. 
2100 S über 61.000 S bis 64.000 S 
1 600 S über 64.000 S bis 67.000 S 
1 200 S über 67.0001 S bis 70.000' S 

9 

lIIöhe' der 
ScllUl­
beihllfe 

4.050. So 
3.500, So 
2.950 S. 
2.400 S, 

1.850. S. 
1.400 S 
1.000. S 

(2) Für Schüler, deren Eltern verstorben sind, (2) Bei Schülern, deren Eltern verstorben sind, 
ferner für Schüler, die eine Schule für Berufstätige ferner bei Schülern, die eine SchaFe für Berufs­
besuchen und sich zur Gänze selbst erhalten, tätige besuchen und sreh zur Gänze selbst erhalten, 
sowie für Schüler, die eine sonstige der unter § 1 sowie bei Schülern, die eine sonstige der unter § 1 
fallenden Schulen besuchen und sich vor Auf- fa:llendeill Schulen besuchen und sieh vor Auf­
nahme dieses Schuibesuches durch mindestens. na,hme dieses Sclmulbes-uches durch m1ndestens 
vier Jahre zur Gänze selbst erhalten haben, beträgt vier Jahre zur Gänze selbst erhalten haben, beträgt 
die Schulbeihilfe im Schuljahr: die Schulbeihilfe im Schuljahr: 

Bei einem zu berücksichtigenden 
Eihkommcm 

Höhe der Bei einem zu berücksichtigenden 
Schul~ Einkommen 
beihilfe 

Höhe der 
Schul­
beihilfe 

von . 0 S bis 14000 S 7500 S von 0 S bis 10.000 S 6.400 S 
über 14000 S bis 16000' S 6800 S ;über 10.000 S bis 12~OOO' S 5.800 S 
über '16000' S bis 18000' S 6100 S ~über 12.000 S bis 14.000 S 5.200 S 
über 1'8000 S bis 20000 S 5400 S lüber 14.000 S bis 1'5.000' S 4.600 S 
über 20000 S bis 21000 S 4700 S (Über 15:000 S bis 16.000 S 4.050 S 
über 21000 S bis 22000 S 4000 S lüber 16.000 S bis 17.000 S 3.500 S 
über 22' 000' S bis: 23,00(} S 3,300 S über 11.000 S; bis 18.000' S 2.950 S 
über 230001 S bis: 2:4000 S . 2700 S über 1J8JlOO: S his 19.000i S 2.400· S 
über 24000 S, bis: 25, QOO' S 2100 S über 19.000 S b1s 20JlO& S 1.850 S 
über 25000 S bis 26000 S 1600 S jüber 20.000 S bis 21.000 S 1.400 S 
über 26000 S bis 27000 S 1200· S lüber 21'.000 S bis 22.000' S 1.000. S 

(3) Die Einkommer.l.sgrepzen der Abs. 1 und 2! (3) Die Einkommensgfe111Zer.l. der Abt>. 1 Ufld 2 
erhöhen sich für Persor.l.cn, für die im FaUe des : erhöhen sich für Personen, filr die im Falle des 
Abs. 1 einer der beiden Elternteile, im Falle des ! Ab&. 1 einer der heiden Elternteile, im Falle des­
Abs. 2; der Schüler, kraft Gesetzes Unterhalt lAbs. 2 der Schület kraft Gesetzes Unterha1t 
leistet. Für der.l. Schüfe!! sell'lst steht keine Er- !leistet. Für den Schüler selbst steht keine Erhö­
höhl:rng,der Einkommensgrenze zu., Der zweite :hung der Einkommensgrenze zu. Der zweite 
Eltemteit ist jedenfalls: zu bel;ücksichtigen. Ffu i Elternteil ist jedenfalls zu beJ;ücksichtig~n .. Für 
die etste diesel; Personen erhöhen sich die Ein- 'die erste dieser Personen e.17h0hen skh die Ein­
kommensgreru:en um 15. 000 S, für die zweite; kommensgrenzer.l. um 12 O(DO' S, für die z:weite 
um 18.000 S. für die dritte und jede weitere 'um 15000 S, für die dritte emd jede weitere' 
Person um 21000 S,. jedoch nur um 12000 S,. 'Person um 18,000 S,~ jedo<i:h flwr um, 9000 S, 
wenn es sich um. eir.l. 1110Ch nicht sehu:lpflichtig~s, : wenn es sich um ein noeh nicht schulpB.ichtiges 
Kind handelt. Die Einkommensgrenzen er- 1 Kind handelt. Die Einkommensgrenzen des 
höhen sich um weitere. 9 OOf) S~, wenn es sich ',Abs. 1 erhöhen sich lilm weitere (i) 000 S für jede 
um. ein erhebli€h behindertes Kind. im: Sinne' • der vorgenannten Pers00en, die eine der unter 
des: Familienlastenausgleichsgesetzes 1;967',_. § '1 fallenden Schliller.l. als. 0rdentlicher Schüler 
BGBl. NE .. 376/1967 in der gehenden Fassung,. '. oder eine der im §; 1 Abs. 1 des Stmdienfördea 

handelt. Die Einkommensgrenzen des, ÄThs~. 1 rungsgesetzes, BGBl. Nr .. 421:/196,9, genannten 
erhöhen sich um. weitere 9 000 S für jede der Anstalten als ordentlicher Hörer (Studierender) 
vorgenatm1:en Personen, die eine der unter §: 1 ,besucnt oder einem so1cheriauf Grund des'§ 1 
fa,li~nden Schulen als 0rdentlicfler SchiHer oder Abs. 2' des Studienförderungsgesetzes gleidlge­
eine diel' im· §, tAbs'. l des Studienf"öl'derungs- stellt ist, sowie um weitere 6 000 S für jeden 
gesetzes~ BGBl. Nr. 421/1909 in der gehenden'Schuler, auf den die Bestimmungen des ~ 8 Abs. 1 
Fassung, genannten Anstalten als· ol'dentlicher : dreses Bundesgesetzes bzw. fiir j'eden Studierenden 
Höret (Studierender) besucht: oder einem solChen auf den die Bestimmungen des § 9 Abs. 1 fit. b 
auf Gwhd de& § tAbs. 2 des StudienförclerungS\- des Studienforderungsgesetzes zutreffen.. Ferner 
gesetzes gleichgestellt ist, sowie lilm wehere: erhöhen sicn' die Ei'nkonimen'Sgrenzen des' Abs'. 1 
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Entwurf Geltender Text 

9 000 S für jeden Schüler, auf den die Bestimmun- um 40.000 S, wenn die Eltern des Schülers nicht 
gen des § 8 Abs. 1 dieses Bundesgesetzes bzw. in Wohngemeinschaft leben. 
für jeden Studierenden, auf den die Bestimmungen 
des § 9 Abs. 21it. c des Studienförderungsgesetzes 
zutreffen. Ferner erhöhen sich die Einkommens-
grenzen des Abs. 1 um 48 000 S, wenn die 
Eltern des Schülers nicht in Wohngemeinschaft 
leben . 

. (5) Ein Anspruch auf Schulbeihilfe besteht 
nicht, sofern 

a) das Vermögen im Sinne des § 4 a dieses 
Bundesgesetzes der· Eltern und des Schü'­
lers zusammen 500 000 S übersteigt oder 

b) das Vermögen gemäß lit. a 300000 S über­
steigt und die Schulbeihilfe weniger als 
4 000 S betragen würde. 

(6) Sofern im Unterrichtsjahr nicht während 
zehn Monaten Unterricht erteilt wird, gebührt die 
Schulbeihilfe nur in der Höhe, die dem Ver­
hältnis der Zahl der Monate, in denen Unterricht 
erteilt wird, zu zehn Monaten entspricht; hiebei 
sind Monate, in denen der Unterricht weniger 
als die Hälfte des Monats umfaßt, nicht zu be-
rücksichtigen. , 

(5) Sofern im Unterrichtsjahr nicht während 
zehn Monaten Unterricht erteilt wird, gebührt 
die Schulbeihilfe nur in der Höhe, die dem Ver­
hältnis der Zahl der Monate, in denen Unterricht 
erteilt wird, zu zehn Monaten entspricht; hiebei 
sind Monate, in denen der Unterricht weniger 
als die Hälfte des Monats umfaßt, nicht zu be-
rücksichtigen. 

Besondere Schulbeihilfe für Schüler Besondere Schulbeihilfe für Schüler hö­
höherer Schulen für Berufstätige im herer Schulen für Berufstätige im Prü-

Prüfungsstadium fungsstadium 

§ 7. (1) Schüler, die eine höhere Schule für § 7. (1) Schüler, die eine höhere Schule für 
Berufstätige besuchen und sich zum Zwecke der Berufstätige besuchen und sich zum Zwecke der 
Vorbereitung auf die Reifeprüfung gegen Entfall Vorbereitung auf die Reifeprüfung gegen Entfall 
der Bezüge beurlauben lassen oder ihre Berufs- der Bezüge beurlauben lassen oder ihre Berufs­
tätigkeit nachweislich einstellen, haben -'- unab- . tätigkeit nachweislich einstellen, haben - unab­
hängig von den im § 6 festgesetzent Einkommens- hängig von den im § 6 festgesetzten Einkommens­
grenzen - für die der mündlichen Reifeprüfung grenzen - für die der Reifeprüfung unmittelbar 
unmittelbar vorangehenden sechs Monate, vorangehenden sechs Monate, während derer 
während derer sie daher ihre Berufstätigkeit sie daher ihre Berufstätigkeit nicht ausüben, für 
nicht ausüben, für jeden dieser sechs Monate jeden dieser sechs Monate Anspruch auf eine 
Anspruch auf eine Schulbeihilfe in der Höhe des Schulbeihilfe in der Höhe des letzten Monats­
letzten Monatsbezuges, vermindert um die ein- bezuges, vermindert um die einbehaltenen ge­
behaltenen gesetzlichen Abzüge und die Familien setzlichen Abzüge und die Familienbeihilfe, 
beihilfe, höchstens jedoch in der Höhe von 4 000 S. höchstens jedoch in der Höhe von 3.000 S. 

(2) Die Höchstgrenze gemäß Abs. 1 erhöht (2) Die Höchstgrenze gemäß Abs. 1 erhöht 
sich bei verheirateten Schülern, wenn der Ehe- sich bei verheirateten Schülern, wenn die Ehefrau 
partner nicht berufstätig ist, um 2 000 S, ferner nicht berufstätig ist, um 1.500 S, ferner für jedes 
für jedes Kind, für das der Schüler kraft Gesetzes Kind, für das der Schüler kraft Gesetzes Unter-
Unterhalt leistet, um 650 S. halt leistet, um 500 S. 

(3) Die Höchstgrenze gemäß Abs. 1 und 2 
erhöht sich im Falle einer freiwilligen Weiter­
versicherung in der Kranken- und Pensions­
versicherung um den hiefür geleisteten Beitrag 
für die Dauer des Anspruchs gemäß Abs. 1 und 2, 
insoweit der Beitrag 'nicht für eine höhere Be­
messungsgrundlage geleistet wird, als es der Höhe 
des letzten Monatsbezuges entspricht. 

(3) Die Höchstgrenze gemäß Abs. 1 erhöht 
sich im Falle einer freiwilligen Weiterversicherung 
in der Kranken- und Pensionsversicherung um 
den hiefür geleisteten Beitrag für die Dauer des 
Anspruches gemäß Abs. 1, insoweit der Beitrag 
nicht für eine höhere Bemessungsgrundlage, als 
der Höhe des letzten Monatsbezuges entspricht, 
geleistet wird. 
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(6) Die besonder Schulbeihilfe gebührt nicht, 
sofern das Vermögen im Sinne des §4 a dieses 
Bundesgesetzes des Schülers, bei verheirateten 
Schülern dessen und des Ehepartners Vermögen, 
500 000 S übersteigt. 

Heimbeihilfe 

§ 8. (1) Die Heimbeihilfe gebührt Schülern, 
die zum Zwecke des Schulbesuches außerhalb des 
Wohnortes der Eltern wohnen, weil 

a) dieser Wohnort vom Schulort so weit ent­
fernt ist, daß der tägliche Hin- und Rückweg 
nicht zumutbar ist und die Aufnahme in 
eine gleichartige öffentliche Schule, bei der 
der Hin- und Rückweg zumutbar wäre, nicht 
möglich war oder 

b) sie eine Höhere Intematsschule (§ 38 des 
Schulorganisationsgesetzes ) besuchen 
oder 

c) sie auf Grund des § 126 des Forstgesetzes 
1975 in dem mit einer Forstfachschule 
verbundenen Schülerheim untergebracht 
sind oder 

d) sie in dem mit einer Bundeshebammen­
lehranstalt verbundenen Internat unterge­
bracht sind. 

An die Stelle des Wohnortes der Eltern tritt 
bei Halbwaisen der Wohnort eines Elternteiles, 
bei Vollwaisen der Wohnort sonstiger U nter­
haltsverpflichteter und bei Vollwaisen ohne 
Unterhaltsverpflichteten der eigene gewöhnliche 
Wohnort. 

(2) Die Heimbeihilfe beträgt im Schuljahr: 

Geltender Text 

Heimbeihilfe 

§ 8. (1) Die Heimbeihilfe gebührt Schülern, die 
zum Zwecke des Schulbesuches außerhalb des 
Wohnortes der Eltern wohnen, weil 

a) dieser Wohnort vom Schulort so weit ent­
fernt ist, daß der tägliche Hin- und Rück­
weg nicht zumutbar ist und die Aufnahme 
in eine gleichartige öffentliche Schule,. bei 
der der Hin- und Rückweg zumutbar wäre, 
nicht möglich war oder 

b) sie auf Grund des § 69 des Forstrechts-Be­
reinigungs gesetzes in dem mit einer Förster­
schule verbundenen Schülerheim unterge­
bracht sind oder 

c) sie in dem mit einer Bundeshebammenlehr- . 
anstalt verbundenen Internat untergebracht 
sind. 

(2) Die Heimbeihilfe beträgt im Schuljahr: 

Bei einem zu berücksichtigenden 
, Einkommen, soweit nicht Abs. 4 in 

Betracht kommt 

. Höhe der Bei einem zu bt:;rucksichtigenden 
Beihilfe Einkommen, soweit nicht Abs. 4 in 

Höhe der 
Beihilfe 

von 0 S bis 40 000 S 
über 40 000 S bis 53 000 S 
über 53 000 S bis 58 000 S 
über 58 000 S bis 63 000 S 
über 63 000 S bis 68 000 S 
über 68 000 S bis 72 000 S 
über 72 000 S bis 76 000 S 
über 76 000 S bis 80 000 S 
über 80 000 S bis 84 000 S 
über 84 000 S bis 87 000 S 
über 87 000 S bis 90 000 S 
über 90 000 S bis 93 000 S 
über 93 000 S bis 96 000 S 

Betracht kommt 

8900 S von . 0 S bis 23.000 S 
8 200 S über 23.000 S bis 33.000 S 
7 500 S über 33.000 S bis 37.000 S 
6800 S über 37.000 S bis 41.000 S 
6 100 S über 41.000 S bis 45.000 S 
5400 S über 45.000 S bis 49.000 S 
4700 S über 49.000 S bis 52.000 S 
4 000 S über 52.000 S bis 55.000 S 
3 300 S über 55.000 S bis 58.000 S 
2700 S über 58.000 S bis 61.000 S 
2100 S über 61.000 S bis 64.000 S 
1 600 S über 64.000 S bis 67.000 S 
1 200 S über 67.000 S. bis 70.000 S 

7.700 S 
7.000 S 
6.400 S 
5.800 S 
5.200 S 
4.600 S 
4.050 S 
3.500 S 
2.950 S 
2.400 S 
1.850 S 
1.400 S 
1.000 S 

(4) Sind weder Eltern noch sonstige Unterhalts- (4) Sind weder Eltern noch sonstige Unter-
verpflichtete vorhanden, beträgt die Heimbeihilfe haltsverpflichtete vorhanden, beträgt die Heim-
im Schuljahr: beihilfe im Schuljahr: 

Bei einem zu berücksichtigenden Höhe der Bei einem zu berücksichtigenden Höhe der 
Einkommen Beihilfe Einkommen Beihilfe 

von o S bis 18 000 S 8900 S von o S bis 10.000 S 7.700 S 
über 18000 S bis 19000 S 8200 S über 10.000 S bis 11.000 S 7.000 S 
über 19000 S bis 20000 S 7500 S über 11.000 S bis 12.000 S 6.400 S 
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Bei einem zu berücksichtigenden 
Einkommen 

über 20 000 S bis 21 000 S 
über 21 000 S bis 22 000 S 
über 22 000 S bis 23 000 S 
über 23 000 S bis 24 000 S 
über 24 000 S bis 25 OÜÜ' S 
über 25 00'0 S bios 26 000 S 
über 26 0001 S, bis 27 00(1), S 
über 27 000 S, bis 28-,000 S 
über 28,000 S bis 29 000 S 
über 29 000 S bis, 30: 000 S 

Gelte1'l'dler 'Jl'ext 

Höhe der Bei einem zu \)etüclbichtigend€t<l. 
Beihilfe Eink0mmem 

6 800 S über 12.,000, S his 113.000 S 
6 100 S übe1: HOOO S Iors 14.000. S 
5 400 S über 14.000 S bis 15.000 S 
4700 S über 15.000 S bis 16.000 S 
4000 S über 16.000, S bis 17.0ÜÜ' S 
3300 S über "tr.GOn s b~s 13.000 S 
2' 700, S über 18.(000' S bis 19' . .000 S 
2100, S über 19.000 S, bis, 2f:1000' S 
1 600 S über 20.000, S bis. 21:.000 S 
1 200 S über 21.000 S bis 22.000 S 

Höhe' der 
Bei>hiflfe' 

5>.800 S 
5,.200 S 
4.600 S 
4~050 S 
3.500 S 
2.950' S 
2.400' S 
1.8:50 S 
1.400 S 
1.000 S 

€6} Die Bestimmungen des § 6 Abs. 5 und 6 
sind si'1'll'llgemäß: anzuwenden. 

(6) Die Bestimmungen des § 6- Abs. 5 sind 
sinngemäß' anzuwenden. 

Erhöhung der Beihilfen bei ausgezeich­
netem SchuIerf0'Ig 

§ 9., (1) Für Schüler mit ausgezeichnetem Schul­
erfolg erhöhen sich die gemäß § 6 Abs. 1 und 2 
zustehenden Schulbeihilfen und die gemäß § 8 
Abs. 2 und 4 zustehenden Heimbeihilfen um je 
1200 S. 

(2) Für Schüler mit ausgezeicJlJ.'fletem Schulerfolg 
beträgt ferner: " 

a) in den Fällen des § 6 Abs. 1 
bei einem zu berücksichtigenden 
Einkommen 

von über 90 000 S bis 93 000 S 
von über 93 000 S bis 96 000 S 
von über 96 000 S bis 99 000 S 

Schul-
beihilfe 

2000 S 
1600 S 
1200 S 

Erhöhung der Beihilfen bei ausgezeich­
netem S,chuFerfolg 

§ 9. (1) Für Schüler mit ausgezeichnetem Schul­
erfolg erhöhen sich die gemäß § 6 Abs. 1 und 2 
zustehenden Schulbeihllfen und die gemäß § 8 
Abs. 2' und 4 zustehenden Heimbeihilfen um je 
r 000 S. ' 

(2) Fur Schüler mit ausgezeichnetem Scnul­
erforg beträgt ferner: 

a) in den Fällen des § 6 Abs. 1 bzw. § 8 Abs. 2 
bei einem zu berütk- Schul- Heim-
sichtigenden Einkommen beihilfe beihilfe 

von über 70.000' S 
bis 73.000 S 1.600 S 1.600 S 

,von über 73.000 S 
bis 76.000 S 1.300 S, 1.300 S 

:von über 76.0(1)0 S 
bis 79.000 S 1.000 S 1.000 S 

, b) in den Fällen des § 6 Abs. 2 bzw. § 8 Abs. 4 b) in den Fällen des § 6 Abs. 2 
bei einem zu berücksichtigenden 
Einkommen 

Schul- bei eIDern zu berück- Schul- Schul-

von über 27 000 S bis 28 000 S, 
von über 28 000 S bis 29 000 S 
von über 29 000 S bis 30 000 S' 

c)' in den Fällen des §, 8 Abs. 2, 
bei einem zu berücksichtigenden 
Einkommen 

von über 96 000 S bis 9'9 000 S 
von. über 99 000 S bis 102 000 S 
von über, 102 000 S bis 105 000 S 

d) in den Fällen des § 8 Abs. 4 
bei einem zu 'berücksichtigenden 
Ein'Kommen 

von übCr 30 000 S bis 3t 000 S 
'von über 31000 S bis 32800S 
von über 32 000 S bi's 33800 S 

beihilfe : sichtigenden Einkommen 

2 000 So von über 22.000 S 
1 600 S, bis 23.000 S 
1- 200 S 'von über 23.000 S 

Heim­
beihilfe 

2000' S 
1; 680, S 
1200, S, 

Heim­
beihilfe 

2000\ S' 
1600 S 
1200' S 

bis 24.000 S 
. von über 24.000 S 

bis 25.000 S 

beihilfe heihilfe 

1.600 S 1.600 S 

1.300 S 1.300 S 

1.000 S 1.000 S 
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(4) Bezüglich der Abs. 1 und 2 sind die 'Be- (4) Bezüglich der Abs. 1 und 2 sind die Be­
stimmungen des § 6 Abs. 6 sinngemäß anzu- stimmungen des § 6 Abs. 5 sinngemäß anzuwen-
wenden. den.' 

Zuständigkeit 

§ 10. Zuständig ist in Beihilfenangelegenheiten 
von Schülern 

a) an Zentrallehranstalten (§ 3 A bs.4 des Bundes­
Schulaufsichtsgesetzes, BGBl. Nr. 240/1962), 
an land- und forstwirtschaftlichen Bundes­
schulen und höheren land- und forstwirt­
schafdichen Privatschulen sowie an Forst­
fachschulen der Bundesminister für Unter­
richt und Kunst; 

§ 11. ..... 

(5) Für den Antrag und die Nachweise der 
Bedürftigkeit sind die von den zuständigen 
Bundesministerien aufzulegenden Formblätter zu 
verwenden. Sofern das elterliche Einkommen 
maßgebend ist und der Antrag nicht von den 
Eltern (einem Elternteil) gestellt wird, sind die 

'Angaben über Familien- und Einkommensteuer-
verhältnisse von den Eltern (einem Elternteil) zu 
unterfertigen. Die Angaben über Vermögens­
verhältnisse im Sinne dieses Bundesgesetzes 
sind von d~n Personen, deren Vermögen zur 
Beurteilung der Bedürftigkeit heranzuziehen 
ist, zu unterfertigen. 

Nachweis der Bedürftigkeit 

§ 12. (1) Personen, deren Einkommen und Ver­
mögen zur Ermittlung der Bedürftigkeit 
nachzuweisen ist, haben dem Antragsteller die 
erforderlichen Nachweise an die Hand zu ge­
ben oder auf Verlangen der Behörde die für 
den Anspruch auf Beihilfen bedeutsamen Um­
stände offenzulegen. 

Zuständig kei t 

§ 10. Zuständigkeit ist in Beihilfenangelegen­
heiten von Schülern 

a) an Zentrallehranstalten (§ 3 Abs. 4 des Bun­
des-Schulaufsichtsgesetzes, BGBl. Nr. 240/ 
1962), an land- und forstwirtschaftlichen 
Bundesschulen sowie an Försterschulen der 
Bundesminister für Unterricht und Kunst; 

§ 11 ..... 

(5) Für den Antrag und die Nachweise der Be­
dürftigkeit sind die von den zuständigen Bundes­
ministerien aufzulegenden Formblätter zu ver­
wenden. Sofern das elterliche Einkommen maß­
gebend ist und der Antrag nicht von den Eltern 
(einem Elternteil) gestellt wird, sind die Angaben 
über Familien- und Einkommensverrhältnisse von 
den Eltern (einem Elternteil) zu unterfertigen. 

Nachweis. der Bedürftigkeit 

§ 12. (1) Personen, deren Einkommen zur Er­
mittlung der Bedürftigkeit nachzuweisen ist, 
haben dem Antragsteller die erforderlichen Nach­
weise an die Hand zu geben oder auf Verlangen 
der Behörde die für den Anspruch auf Beihilfen 
bedeutsamen Umstände offenzulegen. 

Auszahlung und Ausmaß der Beihilfen Auszahlung und Ausmaß der Beihilfen 

§ 15. (1) ..... 

(6) entfällt 

Meldungen 

§ 16. Sofern ein Ansuchen um Beihilfen gemäß 
§§ 6 oder 8 gestellt worden ist, sind Sachverhalte, 
die eine Minderung der Beihilfe oder einen Entfall 
des Anspruches auf Grund des § 15 Abs. 2, eine 
Minderung der Beihilfe auf Grund des § 17 
oder e~ne Rückzahlung gemäß § 18 Abs. 1 lit. c 
begründen, unverzüglich zu melden. 

§ 15 (1) ..... 

(6) Die Anweisung von Beihilfen hat in bar­
geldlosem Zahlungsverkehr zu erfolgen. 

Meldungen 

§ 16. Sofern ein Ansuchen um Beihilfen gemäß 
§§ 6 oder 8 gestellt worden ist, sind Sachverhalte, 
die eine Minderung der Beihilfe oder einen Ent­
fall des Anspruches auf Grund des § 15 Abs. 2 
oder eine Rückzahlung gemäß § 17 Abs. 1 lit. c 
begründen, unverzüglich zu melden. 
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